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A Begründung zur Bebauungsplanänderung 
1. Anlass und Ziel 

Die Gemeinde Gerbrunn hat im Herbst 2019 eine Strategie zur Innenentwicklung und Baulandaktivie-
rung für die Gemeinde Gerbrunn entwickelt und vom Gemeinderat beschlossen. Diese dient dazu, Po-
tentialflächen in der bereits bebauten Ortslage aufzuspüren, Nutzungsmöglichkeiten für diese Flächen 
zu finden und dabei auch die Erhaltung und Entwicklung der Grünflächen im Ort zu beachten. Mit Be-
schluss dieses Strategiekonzepts wurde vom Gemeinderat eine Absichtserklärung zur Innen- vor Au-
ßenentwicklung abgegeben. Der Bebauungsplan „Roßsteige“ weist aufgrund noch unbebauter Grund-
stücke im Geltungsbereich oder den überwiegend großen Grundstücksflächen in Verbindung mit der 
rechtskräftigen Festsetzung relativ kleiner Grund- bzw. Geschossfläche ein hohes Maß an Nachver-
dichtungspotenzial auf und entspricht damit in hohem Maße den Zielen des Strategiekonzepts zur In-
nenentwicklung und Baulandaktivierung. 

Angestoßen durch die Diskussion über die Aktivierung von Potenzialflächen wurden im Oktober 2019 
schriftliche Anträge mehrerer Eigentümer im Geltungsbereich des Bebauungsplans „Roßsteige“ an die 
Gemeinde Gerbrunn gestellt, mit der Bitte der Erhöhung von zulässiger Grund- und Geschossfläche im 
Sinne einer mit dem Innenentwicklungskonzept avisierten Nachverdichtung. Anfang 2021 wurde in die-
sem Zusammenhang eine Befragung der Eigentümer im Geltungsbereich durch die Gemeinde 
Gerbrunn durchgeführt, um ein repräsentatives Bild der Veränderungswünsche bzw. -absichten aller 
Eigentümer zu erhalten. An dieser Befragung haben ca. 85 % der Eigentümer teilgenommen. 

Ziel der 2. Änderung des Bebauungsplanes für den gesamten Geltungsbereich ist somit die Änderung 
der Festsetzungen des Bebauungsplans. Entsprechend der Anträge der Eigentümer soll über eine Er-
höhung der zulässigen Grund- und Geschossfläche der Nutzung des Nachverdichtungspotenzials 
Rechnung getragen werden. Weiterhin soll die festgesetzte Mindestgrundstücksgröße reduziert werden, 
um hierdurch weitere Grundstücksteilungen zu ermöglichen. Eine entsprechende Erweiterung der Bau-
grenzen ist zudem Voraussetzung für die Umsetzbarkeit der Nachverdichtung. Die Aufrechterhaltung 
des Charakters eines aufgelockerten Siedlungsgebiets ist jedoch weiterhin wichtiges Kriterium für die 
Planänderung, so dass die Nachverdichtung in sehr maßvoller Weise ermöglicht werden soll. 

2. Planungsrechtliche Situation 

Der Bebauungsplan „Roßsteige“ ist seit dem 09.11.1994 rechtskräftig. Mit der 1. Änderung vom 
14.11.1997 wurden aufgrund des Rückbaus einer 20 kV-Freileitung in Teilbereichen des Geltungsbe-
reichs (südwestlicher Bereich Alte Landstraße) neue und geänderte Bauflächen festgesetzt. Zudem ist 
in der 1. Änderung eine Anpassung der Gestaltungsfestsetzungen erfolgt. 

Der Aufstellungsbeschluss für die 2. Änderung wurde am 09.12.2019 gefasst. 

 

 
 

Abbildung 1: Planzeichnung Ausschnitt Bebauungsplan „Roßsteige“, Urplan (Quelle: Gemeinde Gerbrunn) 
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Abbildung 2: Planzeichnung Ausschnitt Bebauungsplan „Roßsteige“, 1. Änderung (Quelle: Gemeinde Gerbrunn) 
 
Das Verfahren der 2. Änderung des Bebauungsplans „Roßsteige“ wird auf der Grundlage der §§ 1 bis 
10 BauGB durchgeführt. 
 
3. Hinweis zur Begründung 

Die Begründung beschränkt sich auf die Darlegung der aktuellen Änderungen.  

 

4. Geltungsbereich der Änderung, Lage und Beschaffenheit des Gebietes 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung erstreckt sich auf den gesamten Geltungsbereich 
des rechtskräftigen Bebauungsplans „Roßsteige“ im Nordosten der Gemeinde Gerbrunn. Er grenzt im 
Nordwesten an das Gewerbegebiet „Am Kirschberg I“ und umfasst die Grundstücke:  

Fl.Nr. 1375 Tfl., 1375/1, 1394/1, 1422, 1422/1, 1424, 1425, 1425/1, 1430/1, 1430/3, 1430/4, 1430/5, 
1433, 1433/1, 1434, 1435, 1435/2, 1436, 1437, 1437/1, 1437/2, 1438, 1438/1, 1439, 1439/1, 1440, 
1441, 1441/1, 1443, 1443/1, 1445, 1445/1, 1446, 1446/1, 1447, 1447/1, 1448, 1448/1, 1449, 1450, 
1451, 1451/1, 1452, 1452/1, 1452/2, 1452/3, 1453, 1454, 1454/1, 1455, 1456, 1457, 1458, 1458/1, 
1459, 1459/3, 1459/4, 1459/5, 1462, 1463, 1464, 1464/1, 1465, 1466, 1466/1, 1467, 1467/2, 1468, 
1469, 1470, 1470/1, 1471, 1471/1, 1472, 1472/1, 1474, 1474/1, 1474/2, 1475, 1476, 1476/1, 1476/2, 
1478 Tfl., 1478/1, 1478/2, 1478/3, 1478/4, 1478/5, 1478/6, 1478/7, 1478/8, 1478/9, 1478/11, 1478/12, 
1478/14, 1478/15, 1478/17, 1478/19, 1478/20, 1478/21, 1478/22, 1478/23, 1478/24, 1478/25, 
1478/26, 1478/27, 1478/28, 1478/29, 1478/30, 1478/31, 1478/32, 1478/34, 1478/35, 1478/36, 
1478/37, 1478/38, 1478/39, 1478/40, 1478/41, 1478/42, 1478/44, 1478/46, 1479 Tfl. jeweils der Ge-
markung Gerbrunn mit einer Fläche von insgesamt rund 13 ha. 
 
Das Gebiet weist insbesondere im westlichen Bereich große Höhenunterschiede auf und fällt nach Wes-
ten hin vom Roßsteigweg bis zum Grundweg um ca. 20 bis 25 m. Dies entspricht in etwa einem Gefälle 
von 18 - 22%. Im Bereich zwischen Roßsteigweg und Waldweg sowie dem nach Südosten auslaufen-
den Bereich entlang der Alten Landstraße reduziert sich das Gefälle auf ca. 9%. 
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       Abbildung 3: Blick von Norden in den Grundweg (WA 1) 
 
 
Der überwiegende Teil der Grundstücke im Geltungsbereich ist bereits mit Wohngebäuden, meist als 
Einfamilienhäuser bebaut. Es gibt jedoch auch noch eine ganze Anzahl an Grundstücken mit Wochen-
end- / Gartenhäusern sowie einige wenige gänzlich unbebaute Grundstücke. 
 
 

  
 

Abbildung 4: Wohngebäude im Geltungsbereich         Abbildung 5: Gartenhaus-Bebauung im Geltungsbereich 
 

                          
 

                        Abbildung 6, Abb. 7: Gartengrundstücke ohne Bebauung 
 

Aufgrund der großen Grundstückstiefen sind die Gebäude zwischen den Erschließungsstraßen zum 
Teil über private Zufahrten erschlossen. Dies betrifft insbesondere den Hangbereich zwischen Roß-
steigweg und Grundweg, mit einer Tiefe der Grundstücke von bis zu ca. 135 m in der horizontalen 
Schnittebene. 
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Abb. 8, Abb. 9: private Erschließungswege / Zufahrten im Geltungsbereich 

 
Das Gebiet ist in weiten Bereichen bis an die Grenze des Geltungsbereichs von Waldfläche umschlos-
sen. Die Baumfallgrenze überdeckt insbesondere im südöstlichen Bereich des Geltungsbereichs die 
Fläche der Baugrundstücke zu 100%. Die Möglichkeit einer Bebauung dieser Grundstücke ist bereits 
im rechtskräftigen Bebauungsplan über die Notwendigkeit der Ausführung von baulichen Schutzvorkeh-
rungen bzw. privatrechtlichen Regelungen festgesetzt. 
 
5. Städtebauliches Konzept, Art und Maß der baulichen Nutzung 

 
 

Abb. 10: Planzeichnung der 2. Bebauungsplanänderung „Roßsteige“ 

 
Die Art der baulichen Nutzung des Bebauungsplans „Roßsteige“ bleibt weiterhin als Allgemeines Wohn-
gebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt. Entsprechend dem derzeit rechtskräftigen Bebauungsplan sind 
jedoch weiterhin nur die Nutzungen gem. § 4 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 2 zulässig. 

Die Errichtung gewerblich betriebener Funkanlagen, auch als Nebenanlage im Sinne des Art. 57 Abs. 
1 Nr. 4b BayBO, wird nach § 1 Abs. 6 Ziffer 1 i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO ausgeschlossen, da dies 
aufgrund der besonderen Eigenart des Gebiets zu städtebaulichen Spannungen führen würde.  

  

Um den Charakter des Gebiets auch weiterhin als durchgrüntes und zurückhaltend bebautes Wohnge-
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biet zu erhalten, sind im Geltungsbereich weiterhin ausschließlich Einzelhäuser mit maximal 2 Wohnein-
heiten je Wohngebäude zulässig. Geschosswohnungsbau würde zwar dem Ziel der Nachverdichtung 
entsprechen, jedoch unwiederbringlich die Struktur des Gebiets zerstören. 

Das Baugebiet bietet die Möglichkeit der energetischen Optimierung durch den Verzicht der Festset-
zung einer Firstrichtung und damit der Ausrichtung der Dachflächen zur Sonne. 
 
Für den westlichen Geltungsbereich (WA 1) sind im rechtskräftigen Bebauungsplan max. 2 Vollge-
schosse zulässig, während für das WA 2 max. 1 Vollgeschoss festgesetzt ist. Aufgrund der Topografie 
des Gebiets wird das WA 1 erweitert und die Abgrenzung zwischen WA 1 und WA 2 gegenüber dem 
rechtskräftigen Bebauungsplan im Mittel um ca. 40 m nach Osten verschoben, da auch die östlich des 
Roßsteigwegs liegenden Grundstücke ein relativ steiles Gelände aufweisen. Den Waldweg kreuzend 
führt diese Abgrenzung in der Bebauungsplanänderung nördlich direkt auf die Alte Landstraße (statt wie 
bisher abknickend den Waldweg entlang bis zum nordwestlichen Rand des Geltungsbereichs). 

 

     

Abb.11: Abgrenzung unterschiedl. Maß der baulichen Nutzung   Abb.12: Abgrenzung unterschiedl. Maß der baulichen Nutzung 
rechtskräftiger Bebauungsplan                Bebauungsplanänderung 

Maximal zulässige Grundfläche 
Für die Änderung der Festsetzung der maximal zulässigen Grundfläche bedeutet dies, dass im Bereich 
des Allgemeinen Wohngebiets WA 1 nun Flächen liegen, für die bislang eine maximale Grundfläche 
von 100 m² (Bereich zwischen Grundweg und Roßsteigweg) festgesetzt ist, für die anderen Bereiche, 
die nun ergänzend im WA 1 zu liegen kommen, ist die maximale Grundfläche bislang mit 120 m² fest-
gesetzt. Für sämtliche Bereiche im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 der Planänderung ist die max. zu-
lässige Grundfläche bislang mit 120 m² festgesetzt. Sowohl für WA 1 als auch WA 2 wird die max. 
zulässige Grundfläche in der Bebauungsplanänderung auf 135 m² erhöht. Abweichend von § 19 Abs. 2 
BauNVO werden baulich oder funktional mit dem Hauptgebäude verbundene Terrassen nicht zur 
Grundfläche der Hauptanlage angerechnet. Für überdachte Terrassen gilt diese Regelung nur, sofern 
die Terrassenüberdachung gemäß Art. 57 Abs. 1 Nr. 1g) BayBO verfahrensfrei ist.  

Um die Zielsetzung der Innenentwicklung durch Nachverdichtung auf Grundstücken in 2. Reihe reali-
sieren zu können, wird für erforderlicher Zufahrten zu diesen Grundstücken eine Überschreitung der 
zulässigen Grundfläche ermöglicht, sofern durch die Summe der Grundflächen gemäß § 19 Abs. 1 (GRZ 
1) und Abs. 4 (GRZ 2) BauNVO eine GRZ von 0,35 nicht überschritten wird. Somit bleibt die Eingriffs-
schwere im Bereich eines Gebiets mit niedrigem bis mittlerem Versiegelungsgrad bestehen. 

Maximal zulässige Geschossfläche 
Ergänzend wird die Festsetzung einer max. zulässigen Geschossfläche von 250 m² neu getroffen. Diese 
gilt ebenfalls einheitlich für die Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 2. Im WA 1 darf die Geschoss-
fläche abweichend hiervon bis max.  300 m² betragen, sofern im Dachgeschoss ein weiteres Vollge-
schoss entsteht, welches in den Allgemeinen Wohngebieten grundsätzlich zulässig ist. Bislang ist mit 
der Festsetzung von max. zwei Vollgeschossen plus möglichem, dritten Vollgeschoss im Dachgeschoss 
und einer maximalen Grundfläche von 100 m² auf den Grundstücken zwischen Grundweg und Roß-
steigweg ebenfalls eine Geschossfläche von bis zu 300 m² zulässig. 

Maximal zulässige Vollgeschosse 
Die Anzahl der zulässigen Vollgeschosse bleibt entsprechend dem rechtskräftigen Bebauungsplan fest-
gesetzt. Für den westlichen Bereich (Allgemeines Wohngebiet WA 1) werden max. 2 Vollgeschosse 
festgesetzt, während im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 max. ein Vollgeschoss zulässig ist. Zu beachten 
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ist hier wiederum die gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan verschobene Abgrenzung für das 
unterschiedliche Maß der baulichen Nutzung. Wie bereits erwähnt, ist im gesamten Geltungsbereich ein 
zusätzliches Vollgeschoss möglich, sofern dieses aufgrund einer steileren Dachneigung im Dachge-
schoss entsteht. 

Maximal zulässige Wandhöhe 
Die max. zulässige Wandhöhe wird gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan geringfügig um bis 
zu 80 cm erhöht. Dies begründet sich mit der allgemeinen Erhöhung der Geschosshöhen der letzten 
Jahre / Jahrzehnte. Die firstseitige Wandhöhe von Pultdächern wird mit max. 7,50 m über natürlichem 
Gelände festgesetzt. Für die in der Bebauungsplanänderung zulässigen Gebäude mit Flachdach wird 
eine entsprechende Festsetzung für die Wandhöhe ergänzt, welche weitestgehend den Gebäuden mit 
geneigten Dächern entspricht. Eine max. zulässige Firsthöhe für Sattel-, Walm- und Zeltdächer wird 
nicht festgesetzt, die Festsetzung von max. zulässigen Vollgeschossen sowie Dachform und -neigung 
begrenzt hier indirekt die Firsthöhe. 

  

Abb.13: zulässige Wandhöhe bei geneigten Dächern Abb.14: zulässige Wandhöhe bei Pultdächern 

 

 

Abb.15: zulässige Wandhöhe bei Flachdächern 
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Maß der baulichen Nutzung Bisherige Festsetzung Festsetzung der Planänderung 

WA 1: max. Grundfläche 100 m²  
bzw. 120 m² (bislang WA 2) 

135 m² 

WA 2: max. Grundfläche 120 m² 135 m² 

WA 1: max. Geschossfläche k. A.,  
jedoch indirekt 100 m² x 3 Voll-
geschosse (II + DG) = 300 m² 

250 m² 
300 m² bei zul. 3. VG im DG 

WA 2: max. Geschossfläche k. A. 
jedoch indirekt 120 m² x 2 Voll-
geschosse (I + DG) = 240 m² 

250 m² 

WA 1: max. zulässige Vollge-
schosse 

II + DG II + DG 

WA 2: max. zulässige Vollge-
schosse 

I + DG I + DG 

WA 1: maximale Wandhöhe im 
(sehr) steilen Gelände 

6,20 m talseitig, Bezugspkt.: 
natürliches / vorh. Gelände 

7,00 m talseitig, Bezugspkt.: 
natürliches Gelände 

WA 1: maximale Wandhöhe für 
Flachdächer im (sehr) steilen 
Gelände 

k. A. 7,00 m talseitig bis OK Attika 
Bezugspkt.: natürliches Ge-

lände 

WA 2: maximale Wandhöhe im 
flachen Gelände 

3,50 m bergseitig, Bezugspkt.: 
natürliches / vorh. Gelände  

4,00 m bergseitig, Bezugspkt.: 
natürliches Gelände 

WA 2: maximale Wandhöhe für 
Flachdächer im flachen Ge-
lände 

k. A. 4,00 m bergseitig bis OK Attika 
Bezugspkt.: natürliches Ge-

lände 

 
Abb.16: Gegenüberstellung der rechtskräftigen und geplanten Festsetzungen für das Maß der baulichen Nutzung 

 
6. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Um auch zukünftig eine kleinteilige Bebauung und eine ausreichende Durchgrünung zu gewährleisten, 
wird im gesamten Gebiet eine offene Bauweise mit einer ausschließlichen Bebauung freistehender Ein-
zelhäuser festgesetzt. Die Baufenster bieten jedoch aufgrund ihrer großzügigen Bemessung und der 
Tatsache, dass diese über die Grundstücksgrenzen durchlaufend angeordnet sind, eine entsprechende 
Flexibilität in Bezug auf die Gebäudestellung im Grundstück. Für Grundstücke, welche aufgrund ihrer 
Größe zukünftig geteilt werden könnten, sind in Teilbereichen zwei unabhängige Baufenster festgesetzt.  

Die Regelungen der Bayerischen Bauordnung hinsichtlich der Abstandsflächen (Art. 6 BayBO) sind an-
zuwenden. Aufgrund der steilen Hanglage im Westen des Geltungsbereichs wird eine Ausnahmerege-
lung für an der Grundstücksgrenze und talseits der Erschließungsstraße liegende Garagen getroffen. 
Diese sind bis zu einer mittleren Wandhöhe von 4,00 m abstandsflächenbefreit. 
 
7. Gestaltungsfestsetzungen 

Die örtlichen Bauvorschriften umfassen Festsetzungen zu Dachformen, Material und Farbgebung der 
Fassaden und Dächer, Dachgauben, Stützmauern und Einfriedungen.  

 
Im Weitesten werden folgende Änderungen gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan in der 
Planänderung vorgenommen: 

- zulässige Dachformen erweitert um (versetzte) Pultdächer und begrünte Flachdächer 
- Festsetzung der Firstrichtung für Gebäude mit DN > 30° entfällt 
- Dachform und -neigung für Garagen, Carports und Nebengebäude erweitert:  

flach geneigte Sattel- oder Pultdächer bis max. 15° Dachneigung sowie Flachdächer; Ausfüh-
rung einer Dachbegrünung zwingend  
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- Fassadenverkleidung: Entfall Glasskelettkonstruktion 
- Dachdeckung: Ausschluss glasierter Ziegel oder Dachsteine, Ausschluss Metalldeckung, Glas 

auch für steilere Dachneigung > 32°  
- Anpassung der Höhen von Abgrabungen und Ergänzung der Zulässigkeit von Stützmauern bis 

1,50 m Höhe außerhalb der Baugrenzen im WA 1, Erfordernis der Begrünung von Stützmauern 
- Einfriedungen: Erweiterung der Materialauswahl, Begrenzung von Sockelausführung, Aus-

schluss Bespannungen 

 
8. Ver- und Entsorgung 

Das Gebiet ist bereits vollständig erschlossen, Ergänzungsbauten können an die bestehenden Netze 
angeschlossen werden. Durch die Reduzierung der Mindestgrundstücksgrößen können max. 25 zu-
sätzliche Grundstücke mit entsprechender Einfamilienhausbebauung entstehen. Es ist daher davon 
auszugehen, dass die Dimensionierung der bestehenden Ver- und Entsorgungseinrichtungen bei bis-
lang insgesamt ca. 120 Grundstücken ausreichend ist. 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan sind Flächen ausgewiesen, welche mit Kanal-Leitungsrecht belastet 
sind. Diese werden in der Planänderung unverändert übernommen. Es ist jedoch nicht eindeutig fest-
stellbar, ob sich die Kanäle in gemeindlichem oder privatem Besitz befinden. Die Lage der Leitungen ist 
nicht vermaßt und kann daher auch in der Planänderung nicht exakt fixiert werden, dies wäre nur über 
Bodensondierungen möglich. Die Baugrenzen der Bebauungsplanänderung liegen jedoch außerhalb 
der mutmaßlichen Kanalleitungen.  

 

9. Immissionsschutz  

Die im Plangebiet zu erwartenden Schallimmissionen sind im schalltechnischen Gutachten 
Y0205.009.01.001 der Fa. Wölfel vom 22.09.2021 ermittelt. Das Gutachten liegt der Begründung in 
Anlage bei und ist entsprechend zu beachten. 

 
Verkehrslärm 
Die Beurteilungspegel der Verkehrslärmimmissionen werden im Gutachten mit den Orientierungswerten 
der DIN 18005 für WA-Gebiete als auch den Immissionsgrenzwerten (IGW) der 16.BImSchV, deren 
Werte an sich für den Bau oder die wesentliche Veränderung von öffentlichen Straßen maßgebend sind, 
verglichen. Die IGW der BImSchV können jedoch im Rahmen der Abwägung zur Bewertung gesunder 
Wohnverhältnisse herangezogen werden. 

Die Orientierungswerte der DIN 18005 für Verkehrslärmimmissionen in WA-Gebieten werden durch die 
zu erwartenden Beurteilungspegel aus dem Straßen- und Schienenverkehrslärm im gesamten Plange-
biet tags um bis zu 8 dB(A) und nachts um bis zu 19 dB(A) überschritten. Gemäß dem Gutachten sind 
ohne zusätzliche Schallschutzmaßnahmen folgende Beurteilungspegel der Verkehrslärmimmissionen 
innerhalb des Geltungsbereichs zu erwarten: 

 
WA 1 tagsüber   48 - 63 dB(A)   OW WA 55 dB(A)  IGW WA 59 db(A) 

WA 1 nachts   48 - 64 dB(A)   OW WA 45 dB(A)  IGW WA 49 db(A) 

 

WA 2 tagsüber   52 - 62 dB(A)   OW WA 55 dB(A)  IGW WA 59 db(A) 

WA 2 nachts   51 – 63 dB(A)   OW WA 45 dB(A)  IGW WA 49 db(A) 

 
 
Gewerbelärm 
Die zulässigen Gewerbelärmimmissionen - tags 55 dB(A), nachts 40 dB (A) - liegen im vorliegenden 
Fall deutlich unter den ermittelten Verkehrslärmimmissionen und sind für die Ermittlung der maßge-
benden Außenlärmpegel daher irrelevant. 

Die nachfolgenden Ausführungen beschränken sich daher auf den Verkehrslärm. 
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Abwägung der Belange des Immissionsschutzes 

Die Gemeinde Gerbrunn hat bezüglich des Schutzes vor Verkehrslärm folgenden Abwägungsprozess 
vorgenommen: 

Für die Lösung von Immissionskonflikten stehen folgende grundsätzliche Möglichkeiten entsprechend 
den Empfehlungen in Ziffer I.8 in Verbindung mit Ziffer II.4 (2) des Schreibens der Obersten Baubehörde 
„Lärmschutz in der Bauleitplanung, IIB5-4641-002/10“ vom 25.07.2014 zur Verfügung: 

1. Trennungsgebot  
Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen die für eine bestimmte Nutzung vorge-
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass insbesondere schädliche Umwelteinwirkungen auf 
die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete so weit wie möglich vermie-

den werden. Dies könnte durch ein Abrücken des Wohngebiets von der Lärmquelle erzielt werden.  
Vergrößerung des Abstandes zur Lärmquelle 

Aufgrund der Tatsache, dass es sich bei der Planänderung um ein Bestandsgebiet handelt, für das die 
Art der baulichen Nutzung nicht geändert wird, ist ein Abrücken von der Lärmquelle nicht möglich, das 
Trennungsgebot kann daher keine Berücksichtigung finden.  

2. Aktiver Lärmschutz an der Lärmquelle  
a) Abschirmung: Lärmschutzwand an der Lärmquelle 

Ein baulicher Lärmschutz an den Lärmquellen der 300 m nördlich des Geltungsbereichs liegenden 
Bundesstraße B8 und der 180 m nördlich des Plangebiets liegenden Bahnlinien 5209 und 5910, ist 
aufgrund der Topografie nicht möglich, da das Plangebiet gegenüber den Lärmquellen um bis zu 
ca. 60 m höher liegt. Ein Lärmschutz an den Lärmquellen könnte hier letztendlich nur über eine 
Eintunnelung von Straße und Bahnlinie erfolgen. 

b) Abschirmung: Lärmschutzwand am Baugebiet  
Ein aktiver Lärmschutz am Baugebiet ist baulich ebenso nicht umsetzbar, da eine Lärmschutzwand 
über eine Länge von knapp 1 km entlang der Alten Landstraße ausgeführt werden müsste. Dies 
würde nicht nur eine erhebliche Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbilds im Plangebiet 
selbst, sondern auch eine negative Beeinträchtigung der Fernwirkung des Ortsbildes nach sich zie-
hen. Eine Lärmschutzwand im Gebiet wäre daher städtebaulich nicht integrierbar. Auch aus Gründen 
der Wirtschaftlichkeit und fehlenden Eigentums, das nur durch umfangreichen Grunderwerb erzielt 
werden könnten, ist eine Lärmschutzwand in dieser Länge nicht umsetzbar. 
 

3. Baulicher Lärmschutz  

Für einen Großteil des Plangebiets (ca. ¾ des Geltungsbereichs), in dem die Orientierungswerte der 
DIN 18005-1 für Verkehrslärmimmissionen in WA-Gebiete tags um bis zu 8 dB (A) bzw. nachts um bis 
zu 19 dB(A) überschritten werden, ergibt sich somit die Notwendigkeit, bauliche Schutzmaßnahmen zu 
ergreifen. Bei Aufenthaltsräumen mit Schlaffunktion (Kinder- und Schlafzimmer) in den Bereichen mit 
Beurteilungspegeln > 50 dB(A) nachts ist ein gesundes Schlafen bei geöffnetem Fenster nicht möglich. 
Daher ist es erforderlich, dort eine schallgedämmte Lüftung vorzusehen. Dies wird über folgende Fest-
setzung definiert: 

 
„Zum Schutz vor Verkehrslärm sind in den Bereichen mit Überschreitungen der Orientierungswerte 
der DIN 18005 für schutzbedürftige Räume bauliche Schallschutzmaßnahmen am Gebäude vorzuse-
hen. 
Die Anforderungen an die Schalldämmmaße der Außenbauteile, ggf. unter Berücksichtigung der je-
weiligen Spektrum-Anpassungswerte, sind gemäß DIN 4109 in der zum Zeitpunkt der Abnahme des 
Gebäudes baurechtlich eingeführten Fassung zu ermitteln.  
Bereich A (Beurteilungspegeln > 50 db(A) nachts): Fenster von Schlafräumen sind mit schallgedämm-
ten Lüftungen auszustatten, die das resultierende Schalldämmmaß des Außenbauteils nicht wesent-
lich verringern und eine ausreichende Belüftung bei geschlossenem Fenster gewährleisten. Sofern die 
Fenster der Räume mit Schlaffunktion zur schallabgewandten Seite der Gebäude Richtung Südwes-
ten orientiert sind, kann hiervon abgesehen werden. 
Bereich B (Beurteilungspegeln > 60 db(A) nachts): Fenster von Schlafräume sind unabhängig von der 
Orientierung mit schallgedämmten Lüftungen auszustatten, die das resultierende Schalldämmmaß 
des Außenbauteils nicht wesentlich verringern und eine ausreichende Belüftung bei geschlossenem 
Fenster gewährleisten.“ 
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Das schalltechnische Gutachten der Firma Wölfel empfiehlt die Ausführung von schallgedämmten Lüf-
tungen ergänzend zur Festsetzung bereits ab einem Beurteilungspegel von > 45 dB(A) nachts. 

Dies wird in den textlichen Hinweisen wie folgt definiert: 
„Schallgedämmte Lüftungseinrichtungen sind gem. Festsetzung Ziffer 12 in den Bereichen mit Ver-
kehrslärmimmissionen von > 50 dB(A) nachts an notwendigen Fenstern von Schlafräumen einzubauen. 
Es wird empfohlen, diese bereits bei Verkehrslärmimmissionen von > 45 dB(A) nachts vorzusehen. Dies 
gilt für den gesamten Geltungsbereich.“ 

Im nördlichen Bereich des Plangebiets treten nachts Pegel > 60 dB(A) auf. In diesen Bereichen sollte 
laut Gutachten der Firma Wölfel an den schienen- bzw. straßenzugewandten Fassaden auf Räume mit 
Schlaffunktion verzichtet werden. In den textlichen Hinweisen wird diese Empfehlung folgendermaßen 
auf das gesamte Plangebiet ausgeweitet: 

„Zum Schutz vor Verkehrsgeräuschen wird empfohlen, durch eine lärmschutzorientierte Grundrisspla-
nung sicherzustellen, dass Räume mit Schlafnutzung (Schlaf- und Kinderzimmer) auf der straßen- und 
schienenabgewandten Südwestseite der Gebäude angeordnet werden.“ 

Die Außenwohnbereiche sind unter Berücksichtigung der Immissionsgrenzwerte (IGW) der 16. BIm-
SchV für MI-Gebiete, welche zur Abwägung herangezogen werden können, von den Überschreitungen 
nicht betroffen, da diese Grenzwerte tags im gesamten Plangebiet eingehalten werden. Somit sind an 
den möglichen Außenwohnbereichen gesunde Wohnverhältnisse gewahrt und weitere Schallschutz-
maßnahmen hier nicht notwendigerweise erforderlich.  
 

4. Abschließende Abwägung 

Für die Änderung des Bebauungsplans „Roßsteige“ besteht ein großes öffentliches Interesse, da die 
Planung einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB sowie dem 
sparsamen Umgang mit Grund und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB dient. 
 

Die Lösung der Überschreitung der Orientierungswerte für Verkehrslärm in einem Großteil des Plange-
biets ist aus folgenden Gründen mit den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse im Sinne des § 
1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB vereinbar: 

- Beim Plangebiet handelt es sich um ein Bestandsgebiet, die Art der Nutzung wird nicht geändert 
- Aktive Lärmschutzmaßnahmen sind städtebaulich und wirtschaftlich nicht sinnvoll umsetzbar 
- Für den Schutz der Aufenthalts- und Schlafräume ist baulicher Lärmschutz vertretbar 
- Es gibt keine Beeinträchtigung durch Gewerbelärm von außen 
- Der Schutz der Außenwohnbereiche vor Verkehrslärm ist durch eine entsprechende Anordnung 

dieser Bereiche möglich 

Folgende Planungsziele der Gemeinde Gerbrunn rechtfertigen es, auf baulichen Lärmschutz auszuwei-
chen: 

- Das Ziel der Innenentwicklung sowie des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
- Die gestalterische und funktionale Aufwertung des Plangebiets 

Die Belange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7c BauGB (Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen durch 
Lärmimmissionen) werden auch bei Überschreitung der in DIN 18005 empfohlenen Orientierungswerte 
berücksichtigt, indem in den betroffenen Bereichen Maßnahmen zum baulichen Lärmschutz vorgese-
hen werden und Räume mit Schlaffunktion auf der lärmabgewandten Seite entstehen.  

In Abwägung der vorgenannten öffentlichen Belange erachtet es die Gemeinde Gerbrunn als ausrei-
chend, wenn Innenwohnbereiche durch baulichen Lärmschutz geschützt werden und in Schlafräumen 
sowie anderen Räumen mit Aufenthaltsfunktion schallgedämpfte Lüftungseinrichtungen vorgesehen 
werden.  

 
Die im Einzelfall erforderlichen Schallschutzmaßnahmen sind nach den Anforderungen der DIN 4109 
im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren bzw. im Genehmigungsfreistellungsverfahren für die Ge-
bäude zu ermitteln. Bei Erfüllung dieser Anforderungen ist davon auszugehen, dass im Inneren des 
Gebäudes gesunde Wohnverhältnisse erreicht werden. Auf möglichen Außenwohnbereichen kann im 
gesamten Plangebiet von gesunden Wohnverhältnissen ausgegangen werden. Dennoch sollten in den 
Bereichen mit Beurteilungspegeln > 55 dB(A), d.h. insbesondere im Bereich B tags Wohnfreibereiche 
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(Terrassen, Balkone) an den schallabgewandten Seiten der Gebäude ausgeführt werden oder so ge-
staltet werden, dass auch ein Aufenthalt in einem schallgeschützten Bereich möglich ist (z.B. hinter 
einer Verglasung).  

Somit sind gesunde Wohnverhältnisse gewährleistet. 
 
 
10. Umweltbericht gem. § 2 Abs. 4 BauGB – Scoping-Fassung 

 

Umweltbe-
lange 

Umweltauswirkung bei Realisierung der Planung 
Bewertung 
der Auswir-
kungen 

Fläche Kein zusätzlicher Flächenverbrauch,  
geringe Erheb-
lichkeit 

Boden 
Eingriffe in den Boden durch geringe Erhöhung der bislang zuläs-
sigen Bodenveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttungen); 
durch Nachverdichtung geringe Erhöhung der Versiegelung 

geringe Erheb-
lichkeit 

Wasser 
Geringe Erhöhung der Versiegelung; Kompensation des Versie-
gelungsgrades durch Ausschluss von Versiegelungen in den 
nicht überbauten Bereichen der Grundstücke 

geringe Erheb-
lichkeit 

Pflanzen 

Eingriffe in gärtnerisch genutzte Bereiche führen zum Verlust von 
Gebieten mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild. Aufgrund der geringen festgesetzten Grundflä-
che bleiben große Teile der Gartenflächen auch weiterhin erhal-
ten 

geringe Erheb-
lichkeit 

Tiere 

Die betroffenen gärtnerisch genutzten Lebensräume haben Be-
deutung für eher weit verbreitete Tierarten, v.a. Vogel von Offen-
landstrukturen und Hecken. Durch die festgesetzten artenschutz-
rechtlichen Vermeidungsmaßnahmen werden die Auswirkungen 
auf artenschutzrechtlich relevante Tierarten minimiert bzw. ver-
mieden. 

geringe Erheb-
lichkeit 

Biologische 
Vielfalt 

Die kleinräumige Vielfalt unterschiedlich intensiv genutzter Gär-
ten sowie die Gehölze unterschiedlichen Alters bleiben auch 
weiterhin im Wesentlichen erhalten. 

geringe Erheb-
lichkeit 

Landschaft 

keine Änderung der Fernwirkung im Ortsbild, da die Art der Be-
bauung den bisherigen Festsetzungen entspricht. Die Durchgrü-
nung des Gebietes bleibt aufgrund der vergleichsweise niedrig 
festgesetzten Grundfläche sichergestellt. 

geringe Erheb-
lichkeit 

Schutzgebiete 
Keine Beeinträchtigung von Europäischen (FFH- und Vogel-
schutzgebiete) und Nationalen Schutzgebieten. 

keine Erheb-
lichkeit 

Menschliche 
Gesundheit 

Für die Bebauung im Bereich der Baumfallgrenze sind Festset-
zungen zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, ins-
besondere Leben und Gesundheit gem. Art. 4 BayBO getroffen, 
hierdurch werden die Auswirkungen auf die menschliche Gesund-
heit gemindert 

mittlere Erheb-
lichkeit 

Erholung Keine Änderung gegenüber Bestand im Gebiet 
geringe Erheb-
lichkeit 

Lärm- 
emmissionen 

Keine Änderung gegenüber Bestand, die Lärmquellen kommen 
von Bereichen außerhalb des Geltungsbereichs 

geringe Erheb-
lichkeit 

Lärm- 
immissionen 

Der Schutz der Bewohner vor Verkehrslärm wird durch Festset-
zungen baulicher Maßnahmen zum Lärmschutz sichergestellt 

mittlere Erheb-
lichkeit 

Luft Keine Änderung gegenüber Bestand 
geringe Erheb-
lichkeit 

Licht 
Geringe Auswirkung aufgrund möglicher Erhöhung der Bebau-
ungsdichte 

geringe Erheb-
lichkeit 

Wärme und 
Strahlung 

Geringe Erhöhung der Wärmespeicherkapazität durch Ergän-
zungsbauten, Kompensation durch Bepflanzungsgebot 

geringe Erheb-
lichkeit 

Erschütterun-
gen 

Keine Änderung gegenüber Bestand 
geringe Erheb-
lichkeit 
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Klima 

Ergänzungsbauten haben ggf. geringfügige Auswirkungen auf 
das Kleinklima, Kompensation durch Bepflanzungsgebot sowie 
Minderung möglicher Auswirkungen durch Unzulässigkeit von 
Schottergärten 

geringe Erheb-
lichkeit 

Abfall Geringe Erhöhung des Abfallvolumens  
geringe Erheb-
lichkeit 

Kultur- und 
Sachgüter 

Im Geltungsbereich nicht vorhanden 
geringe Erheb-
lichkeit 

Anfälligkeit des 
Vorhabens für 
schwere Un-
fälle oder Kata-
strophen 

Keine Störfallbetriebe in der relevanten Umgebung vorhanden 
geringe Erheb-
lichkeit 

 

 

11. Bodenordnung 

Die Grundstücke sind bereits in Privatbesitz, eine Bodenordnung ist nicht erforderlich. Eventuelle 
Grundstücksteilungen sind in privatrechtlichem Rahmen durchzuführen. 

 

B Grünordnung 

1. Bestandsituation 

Der Geltungsbereich ist durch eine bereits vorhandene Einzelhausbebauung gekennzeichnet. Darüber 
hinaus sind auf einzelnen Grundstücken nur Gartenhäuser vorhanden, wenige Grundstücke sind unbe-
baut und als Gärten genutzt. 

 

Je nach Alter der Gärten und Art der Anlage und Pflege dieser Flächen sind  

- strukturarme Gärten mit vergleichsweise jungen Zierpflanzen und Rasenflächen  

- ältere, überwiegend strukturreiche Gärten mit älteren Ziergehölzen (Fichten, etc. und randlichen 
Hecken  

- Obstwiesen mit mäßig intensiv genutzten Wiesen 

vorhanden. 

Das Areal ist kleinräumig differenziert und teilweise auch innerhalb der Grundstücke unterschiedlich 
intensiv – je nach Erreichbarkeit und Nähe zum Wohnhaus – genutzt. 

 

Die im Bebauungsplan liegenden öffentlichen Grünflächen zur Landschaftseinbindung sind je nach 
Grundstücksgröße und Lage mit einzelnen Laubbäumen überstandende Wiesen (entlang der „Alten 
Landstraße“ oder straßenbegleitende, mit Gras- und Krautfluren bewachsene Böschungen (z.B. am 
Grundweg). Diese Flächen bleiben im Zuge der 2. Änderung unverändert. 

 

Die von der Veränderung der Baugrenzen und der damit verbundenen Nachverdichtung betroffenen 
Flächen sind gemäß Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ in der alten Fassung (vom 
Januar 2003) sind  

- als Gebiete mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild - unterer 
Wert: teilversiegelte Flächen; oberer Wert: strukturarme Zier- und Nutzgärten, intensiv bean-
spruchte Gärten, jüngere Bruchflächen sowie 

- als Gebiete mit mittlerer Bedeutung für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild - unterer 
Wert: Siedlungsgehölze, ältere Bruchflächen, strukturreiche Gärten; Oberer Wert: Obstwiesen  

einzustufen. 



Gemeinde Gerbrunn – 2. Änderung des Bebauungsplans „Roßsteige“ 
Begründung  

 

Seite 16 
 

Die bereits bebauten und versiegelten Flächen habe keine Bedeutung für den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild. 

 

In der Umgebung des Änderungsbereichs liegen keine Europäischen Schutzgebiete oder Schutzge-
biete nach BNatSchG sowie keine geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG. 
 

2. Eingriffe 

Nachfolgend werden nur die aus den Änderungen der Festsetzungen im Rahmen der 2. Änderung des 
Bebauungsplans resultierenden Eingriffe in Natur und Landschaft behandelt. 

 

2.1 Auswirkungen 

Es handelt sich zum einen um die aufgrund der höheren überbaubaren Grundfläche mögliche zusätzli-
che Versiegelung von gärtnerisch genutzten Lebensräumen. 

In Verbindung mit der Verringerung der zulässigen Mindestgröße der Grundstücke ergibt sich damit eine 
mögliche Nachverdichtung des Gesamtareals.  

Bei einer Grundfläche von 135 m² (vorher 100 m² bzw. 120 m²) und einer Mindestgröße des Grundstücks 
von 600 m² ergibt sich dennoch erst eine Überbauung des Grundstücks auf 22,5 % der Fläche (ver-
gleichbar einer GRZ von 0,23). Diese liegt immer noch deutlich unter dem Schwellenwert einer GRZ von 
0,35, der nach dem Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ in der alten Fassung (vom 
Januar 2003) die Grenze für die Unterscheidung zwischen Gebieten mit niedrigem bis mittlerem Versie-
gelungsgrad und hohem Versiegelungs- und Nutzungsgrad darstellt.1  

Die Eingriffsschwere bleibt also weiterhin bei einem niedrigen bis mittleren Versiegelungs- bzw. Nut-
zungsgrad. Damit ergibt sich auch kein erhöhter Kompensationsfaktor, so dass diese 2. Bebauungs-
planänderung auch kein zusätzliches Kompensationserfordernis und Ausgleichsmaßnahmen nach sich 
zieht. 

 

Durch die Nachverdichtung in diesem bereits bebauten Gebiet kann zudem auch eine Inanspruchnahme 
von derzeit noch unbebauten Flächen an anderer Stelle im Außenbereich und somit ein „Flächenfraß“ 
verhindert werden. 

 

Die ebenfalls in der 2. Änderung vorgesehene Erhöhung der Geschoßfläche ist ohne Auswirkungen auf 
den Naturhaushalt. Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind auch bei einer teilweise möglichen 
Schaffung eines 3. Vollgeschosses nicht zu erwarten. 

 

Die öffentlichen Grünflächen, die der landschaftlichen Einbindung des Baugebietes dienen, bleiben im 
Zuge der 2. Bebauungsplanänderung unverändert erhalten. 

 

2.2 Maßnahmen zur Minimierung des Eingriffs 

Die notwendige Mindestdurchgrünung des Allgemeinen Wohngebietes ist durch die Festlegung der 
Grundfläche im Verhältnis zur Mindestgröße des Grundstücks gewährleistet. 
 
Umfangreiche Festlegungen zur Reduzierung der versiegelten Flächen auf das unbedingt erforderliche 
Maß sowie zur Versickerungsfähigkeit von Belägen minimieren die Auswirkungen der vorgesehenen 
Nachverdichtung auf Boden und Grundwasser. 
 

 

1
 Anmerkung: Die neue Fassung des Leitfadens (vom 15.12.2021) wird nicht herangezogen, da der 

Leitfaden nicht verbindlich ist und es den Gemeinde freigestellt ist, andere sachgerechte und nachvoll-
ziehbare Methoden anzuwenden, so etwa auch den Leitfaden aus dem Jahr 2003. 
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Die Vorgaben zur Höheneinstellung der Gebäude, zur Begrenzung von Aufschüttungen und Abgrabun-
gen, zur Höhe, zur Art der Einfriedungen und zur Begrünung von Stützmauern tragen zur Einbindung 
des Baugebietes in das Landschafts- und Ortsbild bei. 
Die Verpflichtung zur Neupflanzung von einem standortgerechten Laubbaum bzw. Obstbaum je 200 m² 
nicht überbauter Grundstücksfläche (Festsetzung 10.2) sowie die Pflanzung standortgerechter Büsche 
und Sträucher in Gruppen jeweils pro 50 m² nicht überbauter Grundstücksfläche dienen ebenso wie die 
Festsetzung zum Erhalt der vorhandenen Bäume und Gehölze zur Sicherung der älteren Gehölzstruk-
turen dienen der Durchgrünung des Baugebietes. Die Auswahllisten für die Gehölzpflanzungen mit teils 
standortheimischen, vor allem aber klimafesten Laubbäumen sowie Obstbäumen stellen den Bauherren 
eine Hilfe bei der Auswahl geeigneter Gehölze dar. 
 
Da der vorhandene Baumbestand erhalten bleiben muss, soweit er durch die Bebauung nicht beein-
trächtigt wird, können auch ältere Gehölzstrukturen im Gebiet erhalten werden. 
 
Gehölzrodungen und -rückschnittmaßnahmen sind auf die Zeiträume außerhalb der Brutzeit gemäß § 
39 BNatSchG (01.10. bis 28.02.) zu beschränken. 
Großflächige Rodungen sollen schonend durchgeführt werden, um Kleintiere (z.B. Igel) nicht zu gefähr-
den. 
Die Rodung von Großbäumen mit Höhlen oder Rindenspalten ist wegen ihrer möglichen Bedeutung als 
Sommer- und/oder Winterquartier für Fledermäuse auf den Zeitraum von Anfang bis Mitte Oktober zu 
beschränken (Festsetzung 10). 
 
Bezüglich der Rodung von Gehölzen wird außerdem auf das derzeit gültige Merkblatt des Landratsam-
tes Würzburg zu den "Gesetzlichen Regelungen zu Baumfällungen und Schnittmaßnahmen an Gehöl-
zen außerhalb des Waldes“ verwiesen (aktuelle Fassung siehe Internetseite des Landkreises Würz-
burg). 
 
Vor dem Abbruch von Gebäuden ist ein Vorkommen von Fledermäusen in Dachstühlen, Gebäu-
denischen oder hinter Verkleidungen zu prüfen und auszuschließen. 

Falls ein solches Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, so sind die erforderlichen Maßnah-
men (Abbruch/Teilabbruch der betroffenen Gebäude bzw. Gebäudeteile) nach der Wochenstubenzeit 
und vor Aufsuchen der Winterquartiere, also im September grundsätzlich zulässig. Davon abweichende 
Abbruchzeiträume sind im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Würz-
burg festzulegen. 
Bei Vorkommen von gebäudebrütenden Vogelarten ist ein Abbruch außerhalb der Vogelbrutzeit zwi-
schen Anfang September und Ende Februar zulässig. 
 

3. Gestalterische Festsetzungen 

3.1 Öffentliche Grünflächen 
Die öffentlichen Flächen im Bereich der Verkehrsanlagen werden mit standortgerechten Bäumen wie 
Eschen, Ahorn, Linden, Eichen, Kastanien sowie Obstbäumen als Hochstämme (Mindestgröße: Hoch-
stamm 3 x v., STU 16-18 bzw. Obstbaum: Hochstamm, 2 x v, STU 12-14) oder Hecken aus standort-
heimischen Straucharten unter Berücksichtigung ggf. erforderlicher Sichtfelder und Leitungstrassen be-
pflanzt (siehe Festsetzung 10.1). 
 

Auswahlliste A mit geeigneten Laubbaum-Hochstämmen 

Spitz-Ahorn Acer platanoides 
Feld-Ahorn Acer campestre 
Kastanie Aesculus hippocastanea 
Blauglockenbaum  Paulownia tomentosa 
Winter-Linde Tilia cordata 
Sommer-Linde Tilia platyphyllos 
Silber-Linde Tilia tomentosa 
Stiel-Eiche Quercus robur 
Trauben-Eiche Quercus petraea 
Zerr-Eiche Quercus cerris 
Walnuß Juglans regia 
Platane Platanus hispanica, P. x hybridus 
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Jap. Schnurbaum Sophora japonica 
Tulpenbaum Liriodendron tulipifera 
Zürgelbaum Celtis australis 
oder vergleichbare Arten und Sorten. 
 

Nadelgehölze (Koniferen) sind nicht zulässig. 
 
3.2 Private Grünflächen 

Soweit durch die Bebauung nicht beeinträchtigt, muss der vorhandene Baumbestand erhalten bleiben 
(siehe Festsetzung 10.2.2). 
 
Auf den Grundstücken ist an geeigneter Stelle pro 250 m² Grundstücksfläche mind. ein hochstämmiger 
Laubbaum standortgerechter Art (Mindestgröße: Hochstamm 3 x v., STU 16-18 bzw. Obstbaum: Hoch-
stamm, 2 x v, STU 12-14) zu pflanzen und zu erhalten (siehe Auswahlliste A unter 3.1). 
 
Ferner sind auf den Grundstücken an geeigneter Stelle pro 50 m² Grundstücksfläche standortgerechte 
Büsche und Sträucher in Gruppen zu pflanzen und zu erhalten (z.B. Weißdorn, Wildrose, Feldahorn, 
Heckenkirsche, Hartriegel, Liguster). Vorhandene Heckenflächen werden hierbei angerechnet.  
Zur Sicherstellung von Unterschlupf und Deckung sowie einer Artenvielfalt mit unterschiedlichem Blü-
ten-, Nektar- und Fruchtangebot wird zudem eine Festsetzung getroffen, dass Buschgruppen sowie 
Hecken eine Mindestgröße sowie Mindestanzahl einzelner Pflanzen aufweisen und die Pflanzungen 
aus unterschiedlichen Arten bestehen müssen. 
 
Für die Anlage von Hecken oder die Hinterpflanzung von Zäunen ist die Verwendung folgender immer-
grüner Gehölze nicht zulässig: 

Deutscher Name Botanischer Name 

Scheinzypresse Chamaecyparis in Arten und Sorten 

Wacholder Juniperus in Arten und Sorten 

Eibe Taxus in Arten und Sorten 

Lebensbaum Thuja in Arten und Sorten 

Kirschlorbeer Prunus lauroceraus in Sorten 

Portugiesische Lorbeerkirsche Prunus lusitanica in Sorten 

 

Geeignete immergrüne/wintergrüne Laubgehölze für die Anlage von Hecken und die Hinterpflanzung 
von Zäunen: 

Deutscher Name Botanischer Name incl. Sortenangabe Bemerkung 

Berberitze Berberis buxifolia, B. candidula, B. 
gagnepainii, B. x hybrido-gagnpainii, B. 
julianae, B. x stenophylla, B. verrucu-
losa 

Bienenweide, sehr trocken-
heitsverträglich, Stacheln ! 

Buchsbaum Buxus sempervirens Achtung: Buchsbaumzünsler 

Glanzmispel Cotoneaster x hybridus ‚Cornubia‘, C. 
salicifolius var. floccosus 

Fruchtschmuck 

Ölweide Elaeagnus x ebbingei Spätblühend, duftend 

Stechpalme Ilex aquifolium Fruchtschmuck (aber giftig) 

Liguster Ligustrum ovalifolium, L. vulgare L. vulgare einheimisch 

Heckenkirsche Lonicera nitida, L. pileata Niedrige Hecken 

Mahonie Mahonia aquifolium, M. bealei Bienenweide 

Feuerdorn Pyracantha Robust, Fruchtschmuck 

Schneeball Viburnum rhytidophyllum, V. ‚Pragense  
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Weitere blickdichte, wenn auch nicht immergrüne Arten sind Hainbuche (Carpinus betulus), die ihre 
Blätter sehr lange halten, oder Weißdornarten wie Crataegus monogyna oder C. x persimilis sowie die 
Kornelkirsche (Cornus mas), die durch Schnitt immer dichter werden. Diese Arten sind alle heimisch. 
 
 
Für die Begrünung der Stützmauer werden folgende Pflanzenarten vorgeschlagen: 
Auswahlliste B: für die Begrünung von Stützmauern 
 
Hängender Wuchs: 
Fallopia baldschuanica     Schlingknöterich 
Hedera helix      Gemeiner Efeu 
Jasminum nudiflorum     Winterjasmin 
Parthenocissus tricuspidata „Veitchii"   Wilder Wein 
 
Selbstklimmer: 
Hedera helix      Gemeiner Efeu 
Parthenocissus tricuspidata „Veitchii"   Wilder Wein 
Parthenocissus quinquefolia 'Engelmannii'  Wilder Wein 
Hydrangea petiolaris     Kletterhortensie 
Euonymus fortunei     Kletterspindel 
 
Mit Rankhilfe: 
Akebia quinata      Akebie 
Aristolochia macrophylla    Pfeifenwinde 
Campsis radicans     Klettertrompete 
Clematis vitalba     Gewöhnliche Waldrebe 
Clematis in Arten und Sorten    Waldrebe  
Fallopia baldschuanica     Schlingknöterich 
Humulus lupulus     Hopfen 
Jasminum nudiflorum     Winterjasmin 
Lonicera in Arten und Sorten    Geißblatt 
Rosa in Arten und Sorten    Kletterrose 
Wisteria sinensis     Blauregen  
 
Für Stützmauern auf dem Grundstück ist auch eine Begrünung über Spalierobst oder Fugengrün mög-
lich. 
 
Rankhilfen sind ausschließlich bei Stützmauern aus Beton zulässig. 

 

4. Artenschutz 

Die geplanten Maßnahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans „Roßsteige“ der Gemeinde Gerbrunn 
haben möglicherweise Auswirkungen auf geschützte Tiere und Pflanzen. 
Dazu gehören insbesondere die baubedingten Wirkfaktoren der Flächenumwandlung mit Überbauung 
und Versiegelung einschl. Reliefveränderungen sowie die vorübergehende Inanspruchnahme) und Be-
nachbarungs-/ Immissionswirkungen, die Beeinträchtigungen und Störungen der streng und europa-
rechtlich geschützten Tier- und Pflanzenarten verursachen können. 
 
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass derzeit nur der aktuelle Zustand betrachtet werden kann, sich 
aber die Gehölze und der bauliche Zustand von Gebäuden sich im Laufe der Zeit immer weiter verän-
dern wird. Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG sind deshalb 
entsprechend auch zu einem späteren Zeitpunkt zu beachten. 
 
Die folgenden Vorkehrungen zur Vermeidung (siehe Kap. 3) vermeiden bzw. verringern die Gefährdun-
gen von Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von Europäischen Vogelarten: 

 Gehölzrodungen und -rückschnittmaßnahmen sind auf die Zeiträume außerhalb der Brutzeit 
gemäß § 39 BNatSchG (01.10. bis 28.02.) zu beschränken.  
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 Die Rodung von Großbäumen mit Höhlen oder Rindenspalten ist wegen ihrer möglichen Be-
deutung als Sommer- und/oder Winterquartier für Fledermäuse auf den Zeitraum von Anfang 
bis Mitte Oktober zu beschränken (Festsetzung 10). 

 Vor dem Abbruch von Gebäuden ist ein Vorkommen von Fledermäusen in Dachstühlen, Ge-
bäudenischen oder hinter Verkleidungen zu prüfen und auszuschließen. 
Falls ein solches Vorkommen nicht ausgeschlossen werden kann, so sind die erforderlichen 
Maßnahmen (Abbruch/Teilabbruch der betroffenen Gebäude bzw. Gebäudeteile) nach der Wo-
chenstubenzeit und vor Aufsuchen der Winterquartiere, also im September grundsätzlich zu-
lässig. Davon abweichende Abbruchzeiträume sind im Einvernehmen mit der Unteren Natur-
schutzbehörde am Landratsamt Würzburg festzulegen. 

 Bei Vorkommen von gebäudebrütenden Vogelarten ist ein Abbruch außerhalb der Vogelbrutzeit 
zwischen Anfang September und Ende Februar zulässig. 

 
Pflanzenarten nach Anhang IV b) FFH-RL sind für das Untersuchungsgebiet nicht nachgewiesen. 
Vorkommen sind auf Grund der Biotopausstattung auszuschließen. 
 
Hinsichtlich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sind insbesondere die Fledermäuse zu berück-
sichtigen: Der Geltungsbereich hat Bedeutung als Nahrungslebensraum für typische Fledermäuse der 
Kulturlandschaft wie Zwergfledermaus oder Langohren. Dabei sind zu unterscheiden: 

 Fledermäuse, die Höhlen oder Rindenspalten als Übertagungs-, Sommer- oder ggf. auch Win-
terquartier nutzen 

 Fledermäuse die Hohlräume an und in Gebäuden nutzen (Dachstühle, Gebäudenischen, Ver-
kleidungen etc. 

 
Für die gehölzbewohnenden Fledermäuse kann bei Vorhandensein von Höhlen oder Rindenspalten 
eine Nutzung als Übertagungs-, Sommer- oder ggf. auch Winterquartier nicht ausgeschlossen werden. 
Deshalb muss die Rodung von Großbäumen mit Höhlen oder Rindenspalten (in Verbindung mit einer 
ebenfalls möglichen Nutzung als Bruthöhle für höhlenbrütende Vogelarten) auf den Zeitraum von An-
fang bis Mitte Oktober beschränkt werden. 
 
Vor dem Abbruch von Gebäuden ist ein Vorkommen von Fledermäusen in Dachstühlen, Gebäudeni-
schen oder hinter Verkleidungen zu prüfen und auszuschließen. Eine Beeinträchtigung von Fortpflan-
zungs- und Lebensstätten der gebäudebewohnenden Fledermäuse kann durch einem Abbruch der Ge-
bäude im September, also nach der Wochenstubenzeit und vor Aufsuchen der Winterquartiere ausge-
schlossen werden. Dies gilt auch für den Fall, dass eine Prüfung von Teilen der Gebäude wg. fehlender 
Zugänglichkeit oder Baufälligkeit nicht möglich ist. 
Davon abweichende Abbruchzeiträume sind im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde am 
Landratsamt Würzburg festzulegen. 
 
Der Geltungsbereich mit seinem Gehölzbestand wird von den Fledermausarten auch als Nahrungsle-
bensraum genutzt. Geeignete Ausweichlebensräume sind in der Umgebung (v.a. entlang des Haslach-
tals) vorhanden, so dass eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustands der Populationen 
der Fledermäuse der Kulturlandschaft durch diese Änderung des Bebauungsplans auszuschließen ist. 
 
Erhebliche Störungen und damit verbundene Beeinträchtigungen des Erhaltungszustandes der lokalen 
Fledermauspopulationen sind demzufolge durch das geplante Vorhaben unter Berücksichtigung der 
vorgesehenen Maßnahmen beim Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen sowie der Rodung von 
Gehölzen nicht gegeben. Daher sind Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht erfüllt. 
 
Für die Ermittlung des Vorkommens artenschutzrechtlich relevanter Europäischen Vogelarten 
nach VRL wurden neben der Ermittlung des Lebensraumpotenzials anhand der Ortsbegehungen auch 
die Ergebnisse der Brutvogelerfassungen für den südlich des Waldgebietes anschließenden Bebau-
ungsplan „Haslachtal“ der Gemeinde Gerbrunn herangezogen. Hier sind aus den Erfassungen aus dem 
Jahr 2019 die nachfolgend genannten wertgebenden Arten bekannt, die aufgrund der Gebietsausstat-
tung auch im Bereich „Roßsteige“ potenziell vorkommen könnten. 

Dazu gehören vor allem die Vorkommen von eher weit verbreiteten und wenig störanfälligen Vogelarten 
des Offenlandes und der mit Hecken und Gehölzen durchzogenen Gärten wie z.B. Mönchsgrasmücke, 
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Zilpzalp, Buchfink, Amsel, Singdrossel, Heckenbraunelle, aber auch weniger häufige Arten wie die Dorn-
grasmücke (eher im Süden, in den mit Hecken durchsetzten Bereichen im Übergang zu Offenlandflä-
chen im Talgrund).  

Für die hecken- und gehölzbrütenden Vogelarten ist kein Tatbestand eines Schädigungs- oder Stö-
rungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG erfüllt, wenn die Rodung von Gehölzen außerhalb 
der Brutzeit erfolgt. 
 

Weiterhin sind im Bereich der Altbäume höhlenbrütende Vogelarten wie Gartenrotschwanz (Halbhöh-
lenbrüter) und Star, ggf. auch Grünspecht sowie Wendehals (der aus den gegenüberliegenden Hang-
bereichen mit den Kirschbäumen bekannt ist) vor. 

Auch für die Höhlenbrüter kann durch die Rodung von Großbäumen mit Höhlen oder Rindenspalten (in 
Verbindung mit einer ebenfalls möglichen Nutzung als Fledermausquartier) im Zeitraum von Anfang bis 
Mitte Oktober, der Tatbestand eines Schädigungs- oder Störungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 
BNatSchG ausgeschlossen werden. 
 
Der Haussperling ist als typischer Siedlungsbewohner an Bauwerken, die geeignete Nistplätze aufwei-
sen, zu erwarten, außerdem auch Hausrotschwanz und Amsel.  

Erhebliche Auswirkungen auf die Populationen der gebäudebrütenden Vogelarten sind nicht zu erwar-
ten, wenn die notwendigen Abrissarbeiten im September durchgeführt werden, so dass eine Schädi-
gung von Brutplätzen ausgeschlossen ist. Davon abweichende Abbruchzeiträume sind im Einverneh-
men mit der Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Würzburg festzulegen. 
 

Für Goldammer, Klappergrasmücke, Stieglitz und andere Arten strukturreicher Saumbiotope in offenen 
oder halboffenen Landschaften ist der Änderungsbereich zu stark mit Gehölzen durchsetzt, so dass ihr 
Vorkommen ausgeschlossen wird. 

 

Erhebliche Störungen und damit verbundene Beeinträchtigungen des Erhaltungszustandes der lokalen 
Vogelpopulationen sind demzufolge durch das geplante Vorhaben unter Berücksichtigung der vorgese-
henen Maßnahmen bei der Rodung von Gehölzen und beim Abbruch von Gebäuden oder Gebäudetei-
len nicht gegeben. Daher sind Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG nicht erfüllt. 
 

Für gemeinschaftsrechtlich geschützte Arten (alle europäischen Vogelarten, Arten des Anhangs 
IV FFH-Richtlinie) ergeben sich durch die vorgesehene Änderung des Bebauungsplans unter 
Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen gemäß der Festsetzungen 
unter Punkt 11 keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 
Änderung BNatSchG. 
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C Hinweise zum Aufstellungsverfahren 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Gerbrunn hat am 19.12.2019 die Aufstellung der 2. Änderung des Be-
bauungsplans „Roßsteige“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 22.03.2022 ortsüblich 
bekannt gemacht.  

Am Aufstellungsverfahren wurden folgende Behörden, sonstige Träger öffentlicher Belange und sons-
tige Institutionen mit Schreiben vom 16.03.2022 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig beteiligt sowie mit 
Schreiben vom 08.08.2022 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt: 

 

-  Landratsamt Würzburg, Zeppelinstr. 15, 97074 Würzburg 

-  Regierung von Unterfranken, Höhere Landesplanungsbehörde, Peterplatz 9, 97070 Würzburg  

-  Kreisbrandrat Reitzenstein, Landratsamt Würzburg, Zeppelinstr. 15, 97074 Würzburg 

-  Regionaler Planungsverband Würzburg, Marktplatz 8, 97753 Karlstadt  

-  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF), Von-Luxburg-Str. 4, 97074 Würzburg 

-  Wasserwirtschaftsamt Aschaffenburg, Servicestelle Würzburg, Zeller Str. 40, 97082 Würzburg 

-  Kommunalunternehmen des Landkreises Würzburg, Abfallwirtschaftsbetrieb Team Orange,  
Am Güßgraben 9, 97209 Veitshöchheim 

-  Zweckverband Abwasserbeseitigung Großraum Würzburg, Am Güßgraben 9, 97209 Veits-
höchheim 

-  Zweckverband Fernwasserversorgung Mittelmain (FWM), Am Güßgraben 9, 97209 Veitshöch-
heim 

-  Mainfranken Netze GmbH, Haugerring 5, 97070 Würzburg 

-  Deutsche Telekom AG, Schürerstr. 9a, 97080 Würzburg  

-  Bayernwerk AG, Dillberg 10, 97828 Marktheidenfeld 

-  Kabel Deutschland Holding AG, Betastraße 6-8, 85774 Unterföhring  

-  Bund Naturschutz Bayern e.V., Ortsgruppe Gerbrunn, Frau Mirjam Falge, Carl-Vornberger-Str. 
16, 97236 Randersacker 

-  Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV), Mainlände 8, 97209 Veitshöchheim 

-  Stadt Würzburg, Rückermainstraße 2, 97070 Würzburg 

-  Gemeinde Rottendorf, Am Rathaus 4, 97228 Rottendorf 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde zwischen dem 30.03.2022 
und dem 06.05.2022 durchgeführt. Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde zwischen 
dem 17.08.2022 und dem 23.09.2022 durchgeführt.  

Eine individuelle Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB wurde mit dem Landratsamt Würzburg 
und den Eigentümern der Fl.-Nrn. 1446, 1451 und 1452/3 zwischen dem 24.10.2022 und 02.11.2022 
durchgeführt. 

Die Gemeinde Gerbrunn hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 07.11.2022 den Bebauungsplan 
gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 07.03.2022, zuletzt geändert am 07.11.2022 als Satzung 
beschlossen. 

 

 
 
 


